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2022

Bekanntmachung der 
Satzung über die Gemeinnützigkeit der Betriebe 
gewerblicher Art LWL-Museen, LWL-Medien-

zentrum für Westfalen und LWL-Archivamt 
für Westfalen

Vom 29. Juni 2021

Die Satzung  ist im Internet unter https://www2.lwl.org/
de/LWL/portal/der-lwl-im-ueberblick/der-lwl-zahlen/
bekanntmachungen/ öffentlich bekannt gemacht worden.

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Satzung, tritt 
die Satzung über die Gemeinnützigkeit des Betriebes ge-
werblicher Art LWL-Museen und LWL-Medienzentrum 
für Westfalen vom 18. September 2014 (GV. NRW. S. 533) 
außer Kraft.

Münster, den 29. Juni 2021

Der Direktor 

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

Matthias  L ö b

– GV. NRW. 2021 S. 1100

20302

Dritte Verordnung zur Änderung 
 der  Lehrverpfl ichtungsverordnung

Vom 08. September 2021

Auf Grund des § 33 Absatz 5 des Hochschulgesetzes vom 
16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) verordnet das Mi-
nisterium für Kultur und Wissenschaft:

Artikel 1

Die Lehrverpfl ichtungsverordnung vom 24. Juni 2009 
(GV. NRW. S.  409), die zuletzt durch Verordnung vom 
1. Juli 2016 (GV. NRW. S. 526) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1.  Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:

  „§ 1a
  Begriffsbestimmungen

  (1) Der Umfang der Lehrverpfl ichtung wird nach 
Lehrveranstaltungsstunden angegeben. Eine Lehrver-
anstaltungsstunde umfasst eine Lehrtätigkeit von 
mindestens 45 Minuten je Woche der jeweils maßgeb-
lichen Vorlesungszeit des Semesters.

  (2) Digital gestützte Lehrveranstaltungen sind solche, 
die ausschließlich online stattfi nden oder neben oder 
während in Präsenz stattfi ndender Lehre in nicht nur 
unerheblichem Umfang digitale Lehr- und Lernele-
mente enthalten. Sie sind Lehrveranstaltungen im 
Sinne dieser Verordnung.“

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

   „§ 2
   Umrechnung von Lehrtätigkeiten, Lehrver-

pfl ichtung an der Fernuniversität Hagen und 
im Verbundstudium“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Sätze 1 und 2 werden aufgehoben.

  bb)  In Satz  3 werden nach dem Wort „entspre-
chend“ die Wörter „§1 a Absatz 1“ eingefügt.

3.  § 3 wird wie folgt geändert: 

 a)  Absatz 1 Nummer 10a wird aufgehoben.   

 b)  Absatz 3 Satz 1wird wie folgt gefasst: 

   „Hinsichtlich der Lehrverpfl ichtung der Lehren-
den im Sinne von Absatz 1 Nummer 11 überprüft 
die Dekanin oder der Dekan studienjährlich, ob 
und aus welchen Gründen von der höheren Lehr-
verpfl ichtung gemäß Nr. 10, hinsichtlich der Lehr-
verpfl ichtung der Lehrenden im Sinne der Num-
mern 12 und 16 von der Obergrenze der Band-
breite der Lehrverpfl ichtung abgewichen wurde.“

 c)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

   „(3a) Bei Abordnungen, die überwiegend der wis-
senschaftlichen Qualifi zierung dienen, kann für 
Lehrende im Sinne des Absatz 1 Nummer 16 aus-
nahmsweise ein geringeres Deputat festgelegt wer-
den.“ 

4.  § 4 wird wie folgt geändert: 

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

   „Lehrveranstaltungen des Promotionskollegs für 
angewandte Forschung in Nordrhein-Westfalen 
werden mit Zustimmung der nach § 7 zuständigen 
Person nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 ange-
rechnet.“

 b)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

   „(6) Wenn der zeitliche Aufwand, welcher für digi-
tal gestützte Lehrveranstaltungen aufgewendet 
wird (digitaler Lehraufwand), dem zeitlichen Auf-
wand, welcher für in Präsenz stattfi ndende Lehr-
veranstaltungen aufgewendet wird (Präsenzlehr-
aufwand), entspricht, wird der digitale Lehrauf-
wand nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 auf die 
Lehrverpfl ichtung angerechnet. Ist der digitale 
Lehraufwand höher oder geringer als der Präsenz-
lehraufwand, wird er entsprechend höher oder ge-
ringer angerechnet. Im Zweifel wird der digitale 
Lehraufwand gleich dem Präsenzlehraufwand an-
gerechnet. Zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
mit ausschließlichen Präsenzlehrveranstaltungen 
sind insbesondere der Zeitaufwand für die Vorbe-
reitung, Durchführung und Nachbereitung heran-
zuziehen. Die Anrechnung kann von der nach § 7 
zuständigen Person begrenzt werden, wenn dies im 
dienstlichen Interesse liegt.“

 c)  Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt: 

   „(7) Die erstmalige Erstellung sowie die grundle-
gende Überarbeitung der Inhalte von digital ge-
stützten Lehrveranstaltungen kann in einem dem 
Zeitaufwand entsprechenden Umfang mit in der 
Regel bis zu 25 Prozent der festgelegten Lehrver-
pfl ichtung auf die Lehrverpfl ichtung angerechnet 
werden. Die Anrechnung für die erstmalige Erstel-
lung oder grundlegende Überarbeitung kann über 
einen Zeitraum von bis zu vier Semestern erfolgen. 
Voraussetzung der Anrechnung ist die Sicherung 
des Gesamtlehrangebots im jeweiligen Fach.“

 d)  Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8.

5.  § 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 1 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem Wort „Jahres“ die 
Wörter „sowie die Betreuung von Studierenden im 
Ausbildungsbereich Berufsqualifi zierende Tätig-
keit III gemäß der Approbationsordnung für Psy-
chotherapeutinnen und Psychotherapeuten vom 
4. März 2020 (BGBl. I S. 448) in der jeweils gelten-
den Fassung, nach dem Psychotherapeutengesetz 
vom 15. November 2019 (BGBl.  I S.  1604), das 
durch Artikel  17 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018) geändert worden ist,“ eingefügt.

 b)  In Satz  2 werden nach dem Wort „Studienord-
nung“ die Wörter „oder Prüfungsordnung“ einge-
fügt. 

6.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 3 wird Absatz 2.

7.  In der Überschrift, § 1, § 3 Absatz 1Nummer 3 und 15, 
Absatz 4 Satz 6 und § 4 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils 
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das Wort „Fachhochschulen“ durch die Wörter „Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften“ ersetzt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 08. September 2021

Die Ministerin
für Kultur und Wissenschaft 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2021 S. 1100

203013 

Vierte Verordnung zur Änderung der 
Ausbildungsverordnung zweites Einstiegsamt 

Laufbahngruppe 1 des allgemeinen 
 Verwaltungsdienstes Land

Vom 03.09.2021

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) verord-
net das Ministerium des Innern im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen:

Artikel 1

Die Ausbildungsverordnung zweites Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 1 des allgemeinen Verwaltungsdienstes 
Land vom 19. August 2011 (GV. NRW. S. 394), die zuletzt 
durch Verordnung vom 13. August 2019 (GV. NRW. 
S. 533) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer  2 wird nach dem Wort „Versorgung“ 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

 b)  In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

 c)  Folgende Nummern 4 und 5 werden angefügt: 

  „4.  der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen und 

  5.  das Landesamt für Finanzen.“

2.  § 9a wird wie folgt geändert:  

 a)  In Satz  1 werden die Wörter „vom Prüfungsamt“ 
durch die Wörter „von der Prüfungsbehörde“ er-
setzt. 

 b)  Satz 7 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

   „Die Schwerbehindertenvertretung hat bei münd-
lichen und fachpraktischen Prüfungen von Prüfl in-
gen mit Behinderungen ein Teilnahmerecht. Das 
Teilnahmerecht erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung über das Prüfungsergebnis. Die Schwerbe-
hindertenvertretung ist im Einvernehmen mit dem 
Prüfl ing zur unverzüglichen Rüge von Verfahrens-
fehlern gegenüber der Prüfungsbehörde berechtigt. 
§  178 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 
23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) in der jeweils 
geltenden Fassung bleibt unberührt.“

3.  § 13 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt geän-
dert:

 a)  In Buchstabe b wird vor dem Wort „Besoldung,“ 
ein Anführungszeichen eingefügt und wird das 
Wort „sowie“ durch ein Komma ersetzt.

 b)  In Buchstabe c wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

 c)  Folgende Buchstaben d und e werden angefügt: 

  „d)  beim Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein- 
Westfalen „Justiziariat“ und 

  e)  beim Landesamt für Finanzen „Landeshaupt-
kasse, Aufgabenbereich Rückgriff nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz“.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 03.09.2021

Der Minister des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2021 S. 1101

311

Neunte Verordnung zur Änderung
der Verordnung über die Zusammenfassung von 

Geschäften des Bereitschaftsdienstes bei den 
Amtsgerichten des Landes Nordrhein-Westfalen

Vom 9. September 2021

Auf Grund des § 22c Absatz 1 Satz 1 und 3 des Gerichts-
verfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), dessen Satz 1 zuletzt 
durch Artikel  4 Nummer  1 Buchstabe a und dessen 
Satz  3 zuletzt durch Artikel  4 Nummer  1 Buchstabe b 
des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (BGBl. I S. 840) geändert 
worden ist, in Verbindung mit §  1 Absatz  2 Satz  1 des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 
(GV. NRW. S. 30), der durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. 
NRW. S. 364) geändert worden ist, verordnet das Ministe-
rium der Justiz:

Artikel 1

§ 2 der Verordnung über die Zusammenfassung von Ge-
schäften des Bereitschaftsdienstes bei den Amtsgerichten 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. September 
2003 (GV. NRW. S.  603), die zuletzt durch Verordnung 
vom 12. Juni 2020 (GV. NRW. S. 511) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach dem Satzteil vor Buchstabe a wird folgender 
Buchstabe a eingefügt:

  „a)  Landgerichtsbezirk Duisburg

   dem Amtsgericht Duisburg

    für die Amtsgerichte Duisburg, Duisburg-
Hamborn, Duisburg-Ruhrort und Mülheim an 
der Ruhr, wobei zum Bereitschaftsdienst auch 
die Richter des Landgerichts Duisburg heran-
zuziehen sind,

   und

   dem Amtsgericht Oberhausen

    für die Amtsgerichte Dinslaken, Oberhausen 
und Wesel, wobei zum Bereitschaftsdienst 
auch die Richter des Landgerichts Duisburg 
heranzuziehen sind,“.

 b)  Die bisherigen Buchstaben a und b werden die 
Buchstaben b und c.

2.  Nummer 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c ein-
gefügt:

  „c)  Landgerichtsbezirk Essen

    dem Amtsgericht Gelsenkirchen

    für die Amtsgerichte Bottrop, Dorsten, Gelsen-
kirchen, Gladbeck und Marl, wobei zum Be-
reitschaftsdienst auch die Richter des Landge-
richts Essen heranzuziehen sind,
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    und

    dem Amtsgericht Hattingen

    für die Amtsgerichte Essen-Borbeck, Essen-
Steele und Hattingen, wobei zum Bereit-
schaftsdienst auch die Richter des Landge-
richts Essen heranzuziehen sind,“.

 b)  Die bisherigen Buchstaben c und d werden die 
Buchstaben d und e.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft.

Düsseldorf, den 9. September 2021

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2021 S. 1101

7126

Berichtigung des Gesetzes zur
Umsetzung des Glücksspielstaatsvertrags 2021

Vom 21.September 2021

Das Gesetz zur Umsetzung des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 772) wird wie folgt 
berichtigt:

1.  Artikel 1 Nummer 16 Buchstabe c wird wie folgt ge-
fasst:

 ,,c)  In Absatz  5 werden nach den Wörtern „nach Ab-
satz 1“ die Wörter „und eine Erlaubnis nach § 4 für 
die Veranstaltung einer Kleinen Lotterie/Ausspie-
lung im Sinne von §  18 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021“ und nach dem Wort „von“ das Wort 
„den“ eingefügt und das Wort „Glücksspielstaats-
vertrag“ durch die Wörter „des Glücksspielstaats-
vertrags 2021“ ersetzt.“.

2.  Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt geän-
dert:

 a)  Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst:

  ,,aa)  In Nummer  3 werden nach dem Wort 
„Glücksspielstaatsvertrags“ die Angabe 
„2021“ eingefügt und die Wörter „15. Dezem-
ber 2011 (GV. NRW. 2012 S. 524), der zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2019 (GV. NRW. S. 911) geändert worden 
ist,“ durch die Wörter „29. Oktober 2020 (GV. 
NRW. 2021 S. 459)“ ersetzt.

 b)  Nach Doppelbuchstabe aa wird folgender Doppel-
buchstabe bb eingefügt:

  „bb)  In den Nummern 4 und 8 wird jeweils nach 
dem Wort „Glücksspielstaatsvertrags“ die 
Angabe „2021 vom 29. Oktober 2020 (GV. 
NRW. 2021 S. 459)“ eingefügt.“

 c)  Die bisherigen Doppelbuchstaben bb), cc) und dd) 
werden die Doppelbuchstaben cc), dd) und ee).“

Düsseldorf, den 21. September 2021

Der Minister des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Monika  W i ß m a n n

– GV. NRW. 2021 S. 1102

7134

Zweite Verordnung zur Änderung
der Vermessungs- und 

 Wertermittlungskostenordnung

Vom 15. September 2021

Auf Grund des § 2 Absatz 2 Satz 2 des Gebührengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524) 
in Verbindung mit §  5 der Allgemeinen Verwaltungsge-
bührenordnung vom 3. Juli 2001 (GV. NRW. S. 262), des-
sen Satz  1 zuletzt durch Verordnung vom 25. Februar 
2014 (GV. NRW. S. 180) geändert worden ist, insoweit im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen, sowie 
auf Grund des § 19 Nummer 4 des Gesetzes über die Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und -in-
genieure in Nordrhein-Westfalen vom 1. April 2014 (GV. 
NRW. S. 256), verordnet das Ministerium des Innern:

Artikel 1

Der Kostentarif der Vermessungs- und Wertermittlungs-
kostenordnung vom 12. Dezember 2019 (GV. NRW. 
S.  966), die durch Verordnung vom 16. September 2020 
(GV. NRW. S. 907) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu Tarifstelle 7.3 wird wie folgt ge-
fasst:

   „7.3 Bauüberwachung“.

 b)  Nach der Angabe zu Tarifstelle 7.3 wird folgende 
Angabe eingefügt:

   „7.4 Sonstige Beurkundungen, Beglaubigungen, 
Bescheinigungen, Zeugnisse“.

2.  Tarifstelle 1.3.3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz  1 werden die Wörter „im Liegenschafts-
kataster nach Berücksichtigung von Verschmel-
zungen“ durch die Wörter „durch die Vermes-
sung“ ersetzt.

 b)  In Satz 3 Buchstabe f wird die Angabe „250 000“ 
durch die Angabe „100 000“ ersetzt.

3.  In Tarifstelle 1.3.4 wird die Angabe „und 1.3.4.2“ 
durch die Angabe „bis 1.3.4.3“ ersetzt.

4.  Der Tarifstelle 1.3.4 wird folgende Tarifstelle 1.3.4.3 
angefügt:

  „1.3.4.3

  Besteht der Abschnitt einer zwei Flurstücke trennen-
den neuen Flurstücksgrenze neben den Anfangs- und 
Endpunkten aus mehr als vier weiteren neuen Grenz-
punkten, ist ab dem fünften neuen Grenzpunkt je-
weils ein Zuschlag in Höhe von 50 Prozent der Ge-
bühr gemäß Tarifstelle 1.3.2 Buchstabe b zu erheben.“

5.  Tarifstelle 1.4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Die Gebühr ist je Gebäude und Anbau, soweit die 
Gebäudeeinmessungspfl icht besteht, gemäß den Ta-
rifstellen 1.4.1 bis 1.4.3 zu bemessen.“

6.  Tarifstelle 1.4.3 wird wie folgt geändert:

 a)  Das Wort „Teilabbruch“ wird durch das Wort 
„Teilabbrüchen“ ersetzt.

 b)  Das Wort „ist“ wird durch die Wörter „sind für“ 
ersetzt.

 c)  Die Angabe „Buchstabe b“ wird durch die Wörter 
„pauschal Normalherstellungskosten in Höhe von 
30 000 Euro je betroffenem Grundstück“ ersetzt.

7.  Die Tarifstellen 2.1.1 bis 2.1.2.3 werden wie folgt ge-
fasst:

  „2.1.1

  Für Fortführungen des Liegenschaftskatasters auf 
Grund der Pfl ichten gemäß den §§ 3 und 16 des Ver-
messungs- und Katastergesetzes vom 1. März 2005 
(GV. NRW. S.  174) in der jeweils geltenden Fassung 
und §  9 Absatz  7 des Gesetzes über die Öffentlich 
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bestellten Vermessungsingenieurinnen und -ingeni-
eure in Nordrhein-Westfalen vom 1. April 2014 (GV. 
NRW. S.  256) in der jeweils geltenden Fassung, auf 
Grund von Gerichtsentscheidungen, Enteignungs-
verfahren, Verschmelzungsanträgen von Flurstücken, 
Fortführungen von Amts wegen sowie auf Grund der 
gesetzlichen Gebührenfreiheit bei öffentlich-rechtli-
che Bodenordnungsverfahren

  Gebühr: keine.“
  2.1.2
  Für Fortführungen des Liegenschaftskatasters auf 

Grund einer Teilungs- oder Grenzvermessung oder 
einer Sonderung setzt sich die Gebühr je Antrag aus 
den Anteilen nach den Tarifstellen 2.1.2.1 bis 2.1.2.3 
zusammen.

  2.1.2.1 
  Grundaufwandspauschale
 a)  soweit der Antrag ausschließlich das Nachholen 

zurückgestellter Abmarkungen betrifft
   Gebühr: keine,
 b)  sonst
   Gebühr: 60 Prozent der Gebühr nach Tarifstelle 

1.2.
  2.1.2.2 
 a)  Für jedes gemäß der Tarifstelle 1.3.3 gebühren-

pfl ichtige Flurstück 
   Gebühr: 30 Prozent der Gebühr nach Tarifstelle 

1.3.3.
 b)  Eine Verschmelzung von Flurstücken ist gebüh-

renfrei.
  2.1.2.3 
 a)  Für jede gemäß der Tarifstelle 1.3.2 gebühren-

pfl ichtige Abmarkung
   Gebühr: 15 Prozent der Gebühr nach Tarifstelle 

1.3.2.
 b)  Für jede zurückgestellte Abmarkung zum Zeit-

punkt
  aa)  der Zurückstellung
    Gebühr: 15 Prozent der Gebühr nach Tarif-

stelle 1.3.2 Buchstabe b,
  bb)  des Nachholens 
    Gebühr: keine.“
8.  Tarifstelle 4.1.1 wird wie folgt geändert:
 a)  In dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Wör-

ter „vom 1. April 2014 (GV. NRW. S.  256) in der 
jeweils geltenden Fassung,“ gestrichen.

 b)  Die Buchstaben a und b werden durch die folgen-
den Buchstaben a bis c ersetzt:

  „a)  Bestellung 
    Gebühr: 720 Euro,
  b)  Ablehnung der Bestellung
    Gebühr: 75 Prozent der Gebühr nach Buch-

stabe a,
  c)  Rücknahme des Antrags vor der formellen 

Entscheidung
    Gebühr: keine.“
9.  Tarifstelle 4.2.1 Buchstaben a und b wird durch die 

folgenden Buchstaben a bis c ersetzt:
 „a)  Erteilung 
   Gebühr: 145 Euro,
 b)  Ablehnung der Erteilung 
   Gebühr: 75 Prozent der Gebühr nach Buchstabe 

a,
 c)  Rücknahme des Antrags vor der formellen Ent-

scheidung

   Gebühr: keine.“

10.  In Tarifstelle 5.1 Satz 1 werden die Wörter „Gutach-
terausschussverordnung NRW vom 23. März 2004 
(GV. NRW. S. 146)“ durch die Wörter „Grundstücks-

wertermittlungsverordnung Nordrhein-Westfalen 
vom 8. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1186)“ ersetzt.

11.  Tarifstelle 6.1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach den Wörtern „umzubauende Gebäude“ 
werden die Wörter „(im Sinne des Bau-
rechts)“ eingefügt.

  bb)  Die Wörter „aller vom Grundriss dieser Ge-
bäude und Stellplätze beziehungsweise Car-
ports bedeckten Flurstücksfl ächen“ werden 
durch die Wörter „der vom Grundriss dieses 
Bauvorhabens bedeckten Flurstücksfl äche“ 
ersetzt.

 b)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

  „2.  § 17 der Verordnung über bautechnische Prü-
fungen anhand der Summe der Flächen aller 
neuen Flurstücke; die Fläche des größten 
neuen Flurstücks eines jeden Altfl urstücks ist 
in die Summe jedoch nicht mit einzubezie-
hen; soweit ein ganzes Flurstück auf ein an-
deres Grundstück übertragen werden soll, ist 
die Fläche des zu übertragenden Flurstücks 
anzusetzen oder“.

12.  In Tarifstelle 6.1.2  Satz  1 wird nach den Wörtern 
„Summe der“ das Wort „gebührenrelevanten“ einge-
fügt.

13.  Tarifstelle 6.1.3 wird wie folgt gefasst:

  „6.1.3

  Werden alle für den amtlichen Lageplan benötigten 
Daten, ohne die nach Tarifstelle 6.2 abzurechnenden 
Eintragungen zum Bauvorhaben, zu den neuen Flur-
stücken und zu den neuen Baulasten aus einem von 
derselben Vermessungsstelle bereits beurkundeten 
amtlichen Lageplan erneut verwendet, ist die Ge-
bühr nach Tarifstelle 6.1.1 Buchstabe a bis e (im 
Falle des Buchstaben f ist die Gebühr nach Buch-
stabe e zu verwenden) nur mit 20 Prozent anzuset-
zen. Dies gilt nicht, wenn auf Grund der Anforde-
rungen der Verordnung über bautechnische Prüfun-
gen weitere Daten erhoben werden müssen. Bei 
gemeinsam erstellten amtlichen Lageplänen unter-
schiedlicher Art sind die 20 Prozent nicht für den 
amtlichen Lageplan mit den nach Tarifstelle 6.1.1 
bemessenen höchsten Gebühren anzusetzen.“

14.  In Tarifstelle 6.2.2 werden nach den Wörtern „je 
neues Flurstück“ die Wörter „und je auf ein anderes 
Grundstück vollständig übertragenes Flurstück“ 
eingefügt.

15.  Nach Tarifstelle 7.2 wird folgende Tarifstelle 7.3 ein-
gefügt:

  „7.3

  Bauüberwachung

  Für den amtlichen Nachweis gemäß §  83 Absatz  3 
der Landesbauordnung 2018 vom 21. Juli 2018 (GV. 
NRW. S. 421), die zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 1. Dezember 2020 (GV. NRW. S. 1109) geän-
dert worden ist,

  Gebühr: Zeitgebühr gemäß § 2 Absatz 7“

16.  Die bisherige Tarifstelle 7.3 wird Tarifstelle 7.4.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

Düsseldorf, den  15. September 2021

Der Minister des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Herbert  R e u l

– GV. NRW. 2021 S. 1102
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Rechtsverordnung für Schutzbestimmungen 
im Bereich Bodenschatzgewinnung für die Wasser-

schutzgebiete im Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesweite Wasserschutzgebietsverordnung 

oberirdische Bodenschatzgewinnung – 
LwWSGVO-OB)

Vom 21. September 2021

Auf Grund des § 35 Absatz 1 Satz 3 des Landeswasserge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S.  926), der zuletzt durch Artikel  1 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 559) neu gefasst 
worden ist, verordnet das Ministerium für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Di-
gitalisierung und Energie, dem Ministerium des Innern, 
dem Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung und dem Ministerium für Verkehr:

§ 1
Geltungsbereich

Zum Schutz der öffentlichen Wasserversorgung werden 
die oberirdische Bodenschatzgewinnung sowie damit ver-
bundene Sprengungen zur Aufl ockerung der zu entneh-
menden Gesteine sowie damit verbundene Wasserhaltun-
gen durch künstliche Absenkung des Grundwasserstandes 
zur Trockenhaltung des Abbaubereiches in den Schutzzo-
nen I, II, III, III A und III B in Trinkwasserschutzgebieten 
für Grundwasser sowie in den Schutzzonen I, II, II A, II B 
und III in Trinkwasserschutzgebieten für Talsperren nach 
§ 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Wasserhaushaltsgeset-
zes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch 
Artikel  2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl.  I 
S.  3901) geändert worden ist, geregelt. Soweit einzelne 
Schutzzonen eines Wasserschutzgebiets nicht in dieser 
Verordnung geregelt sind, gelten für diese die Regelungen 
einer Wasserschutzgebietsverordnung nach § 35 Absatz 1 
Satz 1 des Landeswassergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926) in der 
jeweils geltenden Fassung, für die übrigen Schutzzonen 
des Wasserschutzgebiets gilt diese Verordnung.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Die oberirdische Bodenschatzgewinnung im Sinn die-
ser Verordnung ist das von der Geländeoberfl äche in offener 
Bauweise ausgehende Lösen oder Freisetzen von Boden-
schätzen (selbständige verwertbare Bodenbestandteile) ein-
schließlich der damit zusammenhängenden vorbereitenden, 
begleitenden und nachfolgenden Tätigkeiten mit Aus-
nahme von verbundenen Sprengungen zur Aufl ockerung 
der zu entnehmenden Gesteine sowie damit verbundenen 
Wasserhaltungen durch künstliche Absenkung des Grund-
wasserstandes zur Trockenhaltung des Abbaubereiches. 
Ausgenommen von der oberirdischen Bodenschatzgewin-
nung ist das Lösen oder Freisetzen von Bodenschätzen
1.  in einem Grundstück aus Anlass oder im Zusammen-

hang mit dessen baulicher oder sonstiger städtebauli-
cher Nutzung und

2.  in oder an einem Gewässer als Voraussetzung für des-
sen Ausbau oder Unterhaltung.

(2) Erweiterungen im Sinne des § 4 Absatz 4 und 5 sind 
Genehmigungen in einer Wasserschutzzone, in der 
gleichartige Bodenschätze von dem Betreiber abgebaut 
werden oder wurden, von dem auch die Genehmigung 
beantragt wird.
(3) Der höchste zu erwartende Grundwasserstand ist der 
durch langjährige Messdaten ermittelte, natürliche 
Grundwasserhöchststand, der sich witterungsbedingt 
und unbeeinfl usst von jeglicher Grundwasserabsenkung 
mutmaßlich einstellen kann.

§ 3
Schutzziele der Schutzzonen I bis III 

für  Grundwasser und Talsperren

(1) Trinkwasserschutzgebiete sollen gemäß § 51 Absatz 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes nach Maßgabe der allge-

mein anerkannten Regeln der Technik in Zonen mit un-
terschiedlichen Schutzbestimmungen (Schutzzonen) un-
terteilt werden. 

(2) Die Schutzzone III schützt das genutzte Grundwas-
servorkommen oder die Talsperre vor weitreichenden 
Verunreinigungen und Beeinträchtigungen, insbesondere 
durch nicht oder nur schwer abbaubare Stoffe. Da die 
Gefährdung für die Wassergewinnung in der Regel mit 
zunehmender Entfernung des Ortes der Beeinträchti-
gung von der Wassergewinnung abnimmt, ist bei weitrei-
chenden Schutzgebieten eine Unterteilung der Schutz-
zone III nach fachlichen Kriterien und unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Standortbedingungen in die 
Schutzzonen III A und III B möglich. 

(3) Die Schutzzone II schützt darüber hinaus das genutzte 
Grundwasservorkommen oder die Talsperre vor Verunreini-
gungen, insbesondere durch Krankheitserreger, und vor Be-
einträchtigungen, die die Wassergewinnungsanlage auf-
grund geringer Verweilzeiten, Fließdauer oder Fließstrecke 
erreichen können. Basierend auf einer Risikobetrachtung 
kann die Schutzzone II in Trinkwasserschutzgebieten für 
Talsperren in die Schutzzonen II A und II B unterteilt wer-
den, wenn die reduzierten Nutzungseinschränkungen in 
der Schutzzone II B durch eine erhöhte hygienisch wirk-
same Reinigungsleistung kompensiert werden. 

(4) Die Schutzzone I schützt die Wassergewinnungsanlage 
oder die Talsperre sowie deren unmittelbare Umgebung 
vor jeglichen Verunreinigungen und Beeinträchtigungen.

§ 4
Schutzzonen I bis III in Trinkwasserschutzgebieten 

für Grundwasser

(1) In der Schutzzone III B sind genehmigungspfl ichtig:

1.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung oberhalb des 
höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes sowie

2.  Sprengungen zur Aufl ockerung oder Entfernung von 
Bodenschichten, soweit eine Verritzung der Gesteins-
schichten unterhalb des höchsten zu erwartenden 
Grundwasserstandes nicht zu besorgen ist.

(2) In der Schutzzone III B sind verboten:

1.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung unterhalb 
des höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes,

2.  die Wasserhaltung durch künstliche Absenkung des 
Grundwasserstandes zur Trockenhaltung des Abbau-
bereiches sowie

3.  Sprengungen zur Aufl ockerung oder Entfernung von 
Bodenschichten, soweit eine Verritzung der Gesteins-
schichten unterhalb des höchsten zu erwartenden 
Grundwasserstandes zu besorgen ist. 

(3) In den Schutzzonen I, II, III und III A sind verboten:

1.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung oberhalb des 
höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes,

2.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung unterhalb 
des höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes,

3.  die Wasserhaltung durch künstliche Absenkung des 
Grundwasserstandes zur Trockenhaltung des Abbau-
bereiches sowie

4.  Sprengungen zur Aufl ockerung oder Entfernung von 
Bodenschichten.

(4) Das Verbot nach Absatz 2 Nummer 1 in der Schutz-
zone III B gilt nicht, wenn die Erweiterung und bezie-
hungsweise oder zeitliche Verlängerung der Zulassung 
einer oberirdischen Bodenschatzgewinnung

1.  gegenüber dem Bestand Abstand und Fließzeit zu den 
Fassungsanlagen der öffentlichen Wasserversorgung 
nicht verringert,

2.  die geplante Abgrabungstiefe bei oder oberhalb der 
bereits erreichten Tiefe verbleibt und

3.  der Grundwasserhorizont, der für die oberirdische 
Bodenschatzgewinnung genutzt wird, hydraulisch 
ausreichend von dem Grundwasserhorizont, aus dem 
die Entnahme für die öffentliche Wasserversorgung 
stattfi ndet, getrennt ist, bei Lockergestein durch eine 
schwach durchlässige und ausreichend mächtige 
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Trennschicht, bei Festgestein durch eine ausreichend 
mächtige unverritzte verbleibende Restmächtigkeit, 
so dass ein Eintrag möglicher Belastungen in den 
Entnahmehorizont aus der oberirdischen Boden-
schatzgewinnung nicht zu besorgen ist.

  Dann ist die oberirische Bodenschatzgewinnung un-
terhalb des höchsten zu erwartenden Grundwasser-
standes genehmigungspfl ichtig.

(5) Die Verbote nach Absatz  3 Nummer  1 und 4 in den 
Schutzzonen III und III A gelten nicht, wenn die Erwei-
terung und beziehungsweise oder zeitliche Verlängerung 
einer bestehenden aktiven oberirdischen Bodenschatzge-
winnung
1.  nicht gegenüber dem Bestand Abstand und Fließzeit 

zu den Fassungsanlagen der öffentlichen Wasserver-
sorgung verringert und

2.  die geplante Abgrabungstiefe bei oder oberhalb der 
bereits erreichten Tiefe verbleibt.

Dann ist die oberirische Bodenschatzgewinnung ober-
halb des höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes 
und beziehungsweise oder die Sprengung zur Aufl ocke-
rung oder Entfernung von Bodenschichten genehmi-
gungspfl ichtig.

§ 5
Schutzzonen I bis III in Trinkwasserschutzgebieten 

für Talsperren
(1) In der Schutzzone III sind genehmigungspfl ichtig:
1.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung oberhalb des 

höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes sowie 
2.  Sprengungen zur Aufl ockerung oder Entfernung von 

Bodenschichten, soweit eine Verritzung der Gesteins-
schichten unterhalb des höchsten zu erwartenden 
Grundwasserstandes nicht zu besorgen ist. 

(2) In der Schutzzone III sind verboten:
1.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung unterhalb 

des höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes,
2.  die Wasserhaltung durch künstliche Absenkung des 

Grundwasserstandes zur Trockenhaltung des Abbau-
bereiches sowie

3.  Sprengungen zur Aufl ockerung oder Entfernung von 
Bodenschichten, soweit eine Verritzung der Gesteins-
schichten unterhalb des höchsten zu erwartenden 
Grundwasserstandes zu besorgen ist. 

(3) In den Schutzzonen I, II, II A und II B sind verboten:
1.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung oberhalb des 

höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes,
2.  die oberirdische Bodenschatzgewinnung unterhalb 

des höchsten zu erwartenden Grundwasserstandes,
3.  die Wasserhaltung durch künstliche Absenkung des 

Grundwasserstandes zur Trockenhaltung des Abbau-
bereiches sowie

4.  Sprengungen zur Aufl ockerung oder Entfernung von 
Bodenschichten.

§ 6
Entscheidungen

(1) Entscheidungen auf Grund dieser Verordnung trifft die 
für Entscheidungen nach § 35 Absatz 3 Satz 1 des Landes-
wassergesetzes zuständige Behörde. Entscheidungen ande-
rer als nach Wasserrecht zuständiger Behörden, die sich 
auf ein Wasserschutzgebiet beziehen, ergehen im Einver-
nehmen mit der nach Wasserrecht zuständigen Behörde, es 
sei denn, die Entscheidung ergeht im Planfeststellungsver-
fahren. Die begünstigte Person ist zu beteiligen. 
(2) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Aufl a-
gen versehen und befristet werden. Sie kann widerrufen 
oder nachträglich mit zusätzlichen Nebenbestimmungen 
versehen oder weiteren Einschränkungen unterworfen 
werden, um Gewässer im Interesse der derzeit bestehen-
den oder künftigen öffentlichen Wasserversorgung vor 
nachteiligen Einwirkungen zu schützen.

(3) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei 
Jahren nach Bestandskraft der Genehmigung mit der 

Ausführung des Vorhabens nicht begonnen oder die Aus-
führung zwei Jahre unterbrochen wird.

(4) Einer besonderen Genehmigung nach den Vorschrif-
ten dieser Verordnung bedarf es nicht für Handlungen, 
die nach anderen Bestimmungen einer Erlaubnis, Bewil-
ligung, Genehmigung, bergrechtlichen Betriebsplanzu-
lassung oder sonstigen behördlichen Zulassung bedür-
fen, wenn diese von der nach Absatz 1 zuständigen Was-
serbehörde oder mit deren Einvernehmen erteilt wird. 

§ 7
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach §  103 Absatz  1 Nummer  7a 
und 8 des Wasserhaushaltsgesetzes und §  123 Absatz  1 
Nummer 26 des Landeswassergesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1.  eine nach dieser Verordnung genehmigungspfl ichtige 
Handlung ohne eine Genehmigung vornimmt oder 
eine Nebenbestimmung eines entsprechenden be-
standskräftigen Bescheides nicht einhält,

2.  eine nach dieser Verordnung verbotene Handlung 
ohne eine Befreiung gemäß § 52 Absatz 1 Satz 2 oder 
3 des Wasserhaushaltsgesetzes vornimmt oder eine 
Nebenbestimmung eines entsprechenden bestands-
kräftigen Bescheides nicht einhält oder

3.  eine nach § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c 
des Wasserhaushaltsgesetzes zu duldende Maßnahme 
nicht duldet oder eine Nebenbestimmung eines ent-
sprechenden bestandskräftigen Bescheides nicht ein-
hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 50 000 Euro geahndet werden.

§ 8
Andere Rechtsvorschriften

In anderen Rechtsvorschriften oder aufgrund von 
Rechtsvorschriften vorgesehene Anzeige-, Genehmi-
gungs-, Duldungs- oder Zulassungspfl ichten, Beschrän-
kungen oder Verbote bleiben unberührt. §  52 Absatz  1 
Satz  2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes bleibt unbe-
rührt.

§ 9
Bestandsschutz, Braunkohlenplan

(1) Die Verbote der §§ 4 und 5 gelten nicht für 

1.  die oberirdische Gewinnung von Bodenschätzen in 
Bereichen, die vor dem 16. Juli 2016 nach den Bestim-
mungen des Raumordnungsrechts auf Ebene der Re-
gionalplanung festgelegt worden sind, in diesem Fall 
gelten jeweils die Regelungen einer Wasserschutzge-
bietsverordnung nach § 35 Absatz 1 Satz 1 des Lan-
deswassergesetzes, oder

2.  die oberirdische Gewinnung von Bodenschätzen, die 
vor dem 16. Juli 2016 zugelassen worden ist, dabei gilt 
auch ein Rahmenbetriebsplan nach § 52 Absatz 2 des 
Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl.  I 
S. 1310), in der jeweils geltenden Fassung, als Zulas-
sung.

(2) Die Regelungen dieser Verordnung zur oberirdischen 
Bodenschatzgewinnung gelten nicht, sofern ein Vorhaben 
durch einen Braunkohlenplan zugelassen ist.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2021 in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. September 2021

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ursula  H e i n e n - E s s e r

– GV. NRW. 2021 S. 1104
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Bekanntmachung der Unfallkasse 
 Nordrhein-Westfalen vom 21.09.2021

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen hat in ihrer Sitzung am 24. Juni 2021 in Düs-
seldorf beschlossen:

Die Unfallverhütungsvorschrift „Überfallprävention“ 
(neu DGUV Vorschrift 25) in der Fassung vom November 
2019 tritt am ersten Tag des auf die Veröffentlichung fol-
genden Monats in Kraft und die Vorschriften der Unfall-
verhütungsvorschrift „Kassen“ (DGUV Vorschrift 26), 
gültig ab 01.  April 2009 (bekannt gemacht im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 13. März 2009), vom November 1987, in der Fassung 
vom Januar 1997, werden mit Inkrafttreten der Unfall-
verhütungsvorschrift (neu DGUV Vorschrift 25) „Über-
fallprävention“ außer Kraft gesetzt.

DGUV Vorschrift 25
Unfallverhütungsvorschrift Überfallprävention

vom 31. August 2020
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I 
Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Unfallverhütungsvorschrift gilt für

a.  Kredit-, Finanzdienstleistungs- und Zahlungsinsti-
tute,

b.  Spielstätten,

c.  Verkaufsstellen sowie

d.  Kassen und Zahlstellen der öffentlichen Hand,

in denen Versicherte

–  Umgang mit Bargeld,

–  Umgang mit sonstigen Zahlungsmitteln oder

Zugriff auf Wertsachen haben.

(2) Soweit in den nachfolgenden Paragrafen nicht ab-
weichend bestimmt, richten sich diese sowohl an Unter-
nehmer als auch an Versicherte.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Unfallverhütungsvorschrift

a.  sind Kredit-, Finanzdienstleistungs- und Zahlungsin-
stitute Unternehmen, die Bankgeschäfte gewerbsmä-
ßig betreiben. Dazu gehören auch Unternehmen, wel-
che Ein- und Auszahlungen von Geldbeträgen als 
Transferdienstleistung ohne kontenmäßige Beziehung 
erbringen.

b.  sind Spielstätten Spielbanken, Spielhallen, Wettbüros 
oder ähnliche Unternehmen, die ausschließlich oder 
überwiegend der gewerbsmäßigen Aufstellung von 
Geldspielgeräten sowie der Veranstaltung  anderer 
Glücksspiele oder der Annahme von Wetten dienen.

c.  sind Verkaufsstellen Einrichtungen des Groß- und 
Einzelhandels.

d.  sind Kassen und Zahlstellen der öffentlichen Hand 
Einrichtungen des Bundes, der Länder, der Gemein-
den und Gemeindeverbände.

e.  umfasst Umgang die Ausgabe, die Annahme, das Ver-
wahren, das Bearbeiten und das Transportieren von 
Bargeld oder sonstigen Zahlungsmitteln.

f.  umfasst Bargeld Banknoten und Münzen.

g.  sind sonstige Zahlungsmittel Werte, die wie Bargeld 
zur Zahlung eingesetzt werden können.

h.  sind Wertsachen Waren von hohem materiellen Wert 
oder solche, von denen erfahrungsgemäß ein Anreiz 
zu Überfällen ausgeht.

i.  umfasst die Ausgabe von Banknoten auch das Vorzäh-
len.

j.  umfasst die Annahme von Banknoten auch das Nach-
zählen und Prüfen der übergebenen Banknoten.

k.  sind Banknoten verwahrt, wenn sie in Wertbehältnis-
sen, Wertschutzschränken oder Wertschutzräumen ge-
sichert sind.

l.  umfasst die Bearbeitung von Banknoten die Be-
standsprüfung, das  Sortieren, das Verpacken und das 
Vorbereiten für den Transport.

m.  ist der Transport von Banknoten ausschließlich der 
nicht gewerbsmäßige Transport in öffentlich zugäng-
lichen Bereichen. Er ist gewerbsmäßig, wenn der Un-
ternehmer diesen gegenüber Dritten als Haupt- oder 
als eigenständige Leistung erbringt.

n.  sind Banknoten griffbereit, wenn auf sie ohne zeitli-
che Verzögerung zugegriffen werden kann.

o.  umfasst die Versorgung von Automaten das Befüllen 
von Automaten mit Banknoten und das Entnehmen 
von Banknoten aus Automaten.

p.  sind öffentlich zugänglich solche Bereiche, die ohne 
besondere Hilfsmittel betretbar sind.
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q.  sind Sicherheitseinrichtungen alle Einrichtungen zur 
Alarmierung, zur Sicherung von Werten mit zugriffs-
verhindernden oder zeitverzögernden Funktionen so-
wie Einrichtungen zur Aufzeichnung von Überfällen.

II 
Grundpfl ichten

§ 3 
Allgemeine Grundsätze

(1) Der Unternehmer hat zum Schutz der Versicherten 
den Umgang mit Bargeld oder sonstigen Zahlungsmit-
teln oder Zugriff auf Wertsachen so zu gestalten, dass der 
Anreiz zu Überfällen nachhaltig verringert wird.

(2) Kommt es dennoch zu einem Überfall, hat der Schutz 
von Leben und Gesundheit Vorrang vor dem Schutz von 
Werten.

§ 4 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen zur Prävention von 
Überfällen

Haben Versicherte Umgang mit Bargeld oder sonstigen 
Zahlungsmitteln oder Zugriff auf Wertsachen, hat der 
Unternehmer in seiner Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen insbesondere die Gefährdung durch einen Überfall 
zu berücksichtigen.

§ 5 
Gestaltung der Betriebsstätte

(1) Der Unternehmer hat die Betriebsstätte so zu gestal-
ten, dass der Anreiz zu Überfällen nachhaltig verringert 
wird.

(2) Der Unternehmer hat die Arbeitsplätze, an denen 
Versicherte Banknoten annehmen oder ausgeben, so zu 
gestalten, dass Täter von Versicherten frühzeitig wahrge-
nommen werden können.

(3) Der Unternehmer hat die Betriebsstätte so zu gestal-
ten, dass die Einsichtnahme auf Banknotenbestände 
durch Unberechtigte weitestgehend verhindert wird.

§ 6 
Alarmierung

(1) Der Unternehmer hat den Versicherten, die Umgang 
mit Banknoten haben, für ihre Tätigkeit geeignete Alar-
mierungsmöglichkeiten, mindestens ein Telefon zur Ver-
fügung zu stellen, über die sie eine hilfebringende Stelle 
unmittelbar erreichen können.

(2) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die hilfe-
bringende Stelle bei einem Überfall unverzüglich ange-
messen reagieren und sachgerechte Hilfemaßnahmen 
einleiten kann.

§ 7 
Aufzeichnung von Überfällen

(1) Um den Anreiz zu Überfällen nachhaltig zu verrin-
gern, hat der Unternehmer in öffentlich zugänglichen 
Bereichen von Betriebsstätten, in denen Versicherte 
Banknoten ausgeben oder annehmen, durch den Einsatz 
erkennbarer Kameras sicherzustellen, dass Bildaufzeich-
nungen von Überfällen erstellt werden.

Dazu hat er abzuwägen, ob die Bildaufzeichnung unter 
Berücksichtigung der hiermit in Zusammenhang stehen-
den berechtigten Interessen aller betroffenen Personen 
auch verhältnismäßig ist.

Wenn der Einsatz der Kameras und die damit verbun-
dene Verarbeitung der erhobenen personenbezogenen 
Daten nicht verhältnismäßig ist, sind andere technische 
oder organisatorische Maßnahmen zu treffen, die geeig-
net sind, Täter von einem Überfall abzuhalten.

(2) Die aufgezeichneten Bilddaten müssen gegen unbe-
rechtigten Zugriff gesichert sein. Nach einem Überfall ist 
ein berechtigter Zugriff auf die aufgezeichneten Bildda-
ten zeitnah sicherzustellen.

Bilddaten dürfen nur so lange gespeichert werden, wie es 
der zulässige Zweck ihrer Verarbeitung erfordert. Die in 

anderen Rechtsvorschriften enthaltenen Bestimmungen 
zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten bleiben unberührt.

(3) Die aufgezeichneten Bilddaten müssen Täter und die 
wesentlichen Phasen des Überfalls deutlich wiedergeben.

(4) Auf den Einsatz von Einrichtungen zur Bildaufzeich-
nung kann abweichend von Absatz 1 verzichtet werden, 
wenn der Unternehmer andere technische oder organisa-
torische Maßnahmen trifft, die ebenso geeignet sind, Tä-
ter von einem Überfall abzuhalten.

§ 8 
Betriebsanweisungen

(1) Der Unternehmer hat auf Grundlage der Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen in Betriebsanweisungen

a.  den Umgang mit Banknoten,

b.  den Umgang mit Mängeln und Störungen an 
Sicherheits einrichtungen sowie

c.  das Verhalten der Versicherten bei Überfällen

schriftlich festzulegen und den Versicherten in geeigneter 
Weise zur Verfügung zu stellen.

(2) Versicherte haben die Betriebsanweisungen nach Ab-
satz 1 zu befolgen und Sicherheitseinrichtungen bestim-
mungsgemäß zu benutzen.

§ 9
Unterweisung

(1) Der Unternehmer hat die Versicherten, die Umgang 
mit Banknoten haben oder von einem Überfall betroffen 
sein können, auf Grundlage der Beurteilung der Arbeits-
bedingungen und unter Berücksichtigung der Betriebs-
anweisungen nach §8 Absatz 1 vor Aufnahme der Tätig-
keit und mindestens halbjährlich sowie bei Bedarf zu 
unterweisen.

(2) Der Unternehmer hat die Unterweisung zu doku-
mentieren.

III 
Umgang mit Bargeld

§ 10 
Ausgabe von Banknoten

(1) Der Unternehmer hat die Ausgabe von Banknoten so 
zu gestalten, dass diese ohne Mitwirkung von Versicher-
ten über automatisierte Systeme erfolgt.

(2) Abweichend von Absatz  1 können Banknoten durch 
Versicherte ausgegeben werden, wenn diese bereitgehal-
tenen Banknotenbestände durch geeignete technische 
oder bauliche Einrichtungen gesichert sind. Zusätzlich 
hat der Unternehmer geeignete organisatorische Schutz-
maßnahmen vorzusehen.

§ 11 
Annahme von Banknoten

(1) Von Versicherten angenommene Banknoten sind un-
verzüglich vor dem Zugriff Unberechtigter zu sichern.

(2) Der Unternehmer hat zur Sicherung angenommener 
Banknoten geeignete Einrichtungen zur Verfügung zu 
stellen.

§ 12 
Verwahrung von Banknoten

(1) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass alle 
Banknotenbestände verwahrt werden.

(2) Wertbehältnisse zur Verwahrung von Banknoten 
müssen einen ausreichenden Widerstand gegen Aufbruch 
bieten und gegen einfache Wegnahme gesichert sein.

(3) Der Zugriff auf verwahrte Banknotenbestände muss 
für Berechtigte, die regelmäßig in der Betriebsstätte an-
wesend sind, zeitverzögert sein. Die Zeitverzögerungen 
dürfen nur von dazu Berechtigten verändert werden 
können.
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(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen Banknoten griffbe-
reit gehalten werden, wenn diese durch geeignete techni-
sche oder bauliche Einrichtungen gesichert und geeig-
nete organisatorische Maßnahmen getroffen sind.

§ 13 
Versorgung von Automaten mit Banknoten
(1) Die Versorgung von Automaten mit Banknoten durch 
Berechtigte ist so zu gestalten, dass sie in nicht öffentlich 
zugänglichen Bereichen erfolgt. Der Einblick in diesen 
Versorgungsbereich ist weitestgehend zu verhindern.
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 können Automaten 
mit Banknoten in öffentlich zugänglichen Bereichen 
durch Berechtigte versorgt werden, wenn der Unterneh-
mer dafür geeignete technische oder organisatorische 
Maßnahmen getroffen hat.

§ 14 
Bearbeitung von Banknoten
(1) Banknoten dürfen nur von Berechtigten bearbeitet 
werden.
(2) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass Bereiche, 
in denen Banknoten bearbeitet werden, nicht öffentlich 
zugänglich sind und über einen ausreichenden Wider-
stand gegen unberechtigtes Eindringen verfügen.
(3) Die Bearbeitung von Banknoten darf von öffentlich 
zugänglichen Bereichen aus nicht erkennbar sein.
(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 können auch 
an anderen Arbeitsplätzen Banknoten bearbeitet wer-
den, wenn dies unregelmäßig und kurzzeitig erfolgt.

§ 15
Transport von Banknoten
(1) Der Transport von Banknoten muss so gestaltet sein, 
dass er für Außenstehende im Ablauf, in der Abwicklung 
und hinsichtlich sonstiger Umstände nicht als solcher er-
kennbar ist.
(2) Kann der Transport von Banknoten nur so gestaltet 
werden, dass er für Außenstehende erkennbar ist, hat der 
Unternehmer abweichend von Absatz 1 dafür zu sorgen, 
dass
a.  eine geeignete Transportsicherung eingesetzt wird 

oder
b.  die Transportzeit oder der Transportweg unregelmä-

ßig geändert werden. Dabei ist der Transport durch 
eine zweite Person zu sichern.

(3) Setzt der Unternehmer für den Transport von Bank-
noten Versicherte ein, müssen diese mindestens 18 Jahre 
alt, geeignet und für diese Aufgabe besonders unterwie-
sen sein.

§ 16 
Umgang mit Münzen
Ergibt sich aus der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, 
dass vom Wert des Bestandes an Münzen ein Anreiz zum 
Überfall ausgeht, gelten beim Umgang mit diesen die 
Regelungen für den Umgang mit Banknoten entspre-
chend.

IV 
Besondere Bestimmungen für sonstige Zahlungsmittel 
und Wertsachen

§ 17 
Sonstige Zahlungsmittel
Ergibt sich aus der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, 
dass vom Wert des Bestandes an sonstigen Zahlungsmit-
teln ein Anreiz zum Überfall ausgeht, gelten beim Um-
gang mit diesen die Regelungen für den Umgang mit 
Banknoten entsprechend.

§ 18 
Wertsachen
Die Paragrafen 5 bis 9, 11, 12, 15 und 19 dieser DGUV 
Vorschrift gelten entsprechend für Wertsachen.

V 
Sonstige Anforderungen

§ 19 
Kennzeichnung
Der Unternehmer hat an Kundeneingängen sowie an Ar-
beitsplätzen in öffentlich zugänglichen Bereichen, an de-
nen Banknoten ausgegeben, angenommen oder verwahrt 
werden, dauerhaft, deutlich erkennbar sowie leicht ver-
ständlich auf zugriffsverhindernde und zeitverzögernde 
Einrichtungen hinzuweisen.

§ 20 
Betreuung von Überfallbetroffenen
(1) Der Unternehmer hat im Rahmen seiner Notfallpla-
nung festzulegen, welche Maßnahmen unmittelbar nach 
einem Überfall zu ergreifen sind. Dazu gehört die ange-
messene Betreuung der Versicherten, die von einem 
Überfall betroffen waren.
(2) Der Unternehmer hat einen Überfall unverzüglich 
dem zuständigen Unfallversicherungsträger mitzuteilen.

§ 21 
Instandhaltung und Prüfung von Sicherheitseinrichtun-
gen
(1) Der Unternehmer hat die regelmäßige Wartung, Ins-
pektion und Instandsetzung von Sicherheitseinrichtun-
gen sicherzustellen und zu dokumentieren.
(2) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass Sicher-
heitseinrichtungen in regelmäßigen Zeitabständen auf 
ihre Funktionsfähigkeit geprüft werden. Die Zeitab-
stände für die Prüfung sind so zu bemessen, dass entste-
hende Mängel, mit denen gerechnet werden muss, recht-
zeitig festgestellt werden.
(3) Der Unternehmer hat die Prüfung der Funktionsfä-
higkeit der Bildaufzeichnungen sowie der Alarmierungs-
möglichkeiten gemäß Absatz 2 zu dokumentieren.

§ 22 
Umgang mit Mängeln und Störungen
(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass Mängel 
oder Störungen an Sicherheitseinrichtungen unverzüg-
lich beseitigt werden.
(2) Solange Mängel oder Störungen an Sicherheitsein-
richtungen nicht beseitigt sind, kann der Betrieb nur 
dann aufrechterhalten werden, wenn diese durch geeig-
nete Maßnahmen so kompensiert werden, dass es zu kei-
ner Erhöhung der Gefährdung kommt.

VI 
Ordnungswidrigkeiten

§ 23 
Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des §209 Abs. 1 Nr. 1 Siebtes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB  VII) handelt, wer als Un-
ternehmer vorsätzlich oder fahrlässig
1.  entgegen § 4 in seiner Beurteilung der Arbeitsbedin-

gungen insbesondere die Gefährdung durch einen 
Überfall nicht berücksichtigt hat.

2.  entgegen § 6 Abs. 1 kein Telefon zur Verfügung stellt.
3.  entgegen § 8 Abs. 1 den Umgang mit Banknoten, den 

Umgang mit Mängeln und Störungen an Sicher-
heitseinrichtungen oder das Verhalten der Versicher-
ten bei Überfällen nicht in Betriebsanweisungen 
schriftlich festlegt und den Versicherten zur Verfü-
gung stellt.

4.  entgegen § 9 Abs. 1 Versicherte nicht oder nicht ent-
sprechend den Maßgaben des § 9 Abs. 1 unterweist.

5.  entgegen § 15 Abs. 2

 a.  den Transport nicht mit geeigneten Transportsi-
cherungen durchführt oder

 b.  für den Transport nicht unregelmäßig Transport-
zeit oder Transportweg ändert und diesen nicht 
durch eine zweite Person sichern lässt.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 70 vom 28. September 2021 1109

6.  entgegen §  15 Abs.  3 Versicherte einsetzt, die unter 
18 Jahre alt, nicht geeignet oder für diese Aufgabe 
nicht besonders unterwiesen sind.

7.  entgegen §  19 an Kundeneingängen sowie an Ar-
beitsplätzen in öffentlich zugäng lichen Bereichen 
nicht dauerhaft und deutlich erkennbar sowie leicht 
verständlich auf zugriffsverhindernde und zeitver-
zögernde Einrichtungen hinweist.

8.  entgegen § 20 Abs. 1 keine Maßnahmen festlegt, die 
unmittelbar nach einem  Überfall zu ergreifen sind.

9  entgegen §  20 Abs.  2 den Überfall nicht unverzüg-
lich dem zuständigen Unfallver sicherungsträger an-
zeigt.

10.  entgegen § 21 Abs. 1 die regelmäßige Wartung, Ins-
pektion und Instandsetzung von Sicherheitseinrich-
tungen nicht sicherstellt oder nicht dokumentiert.

11.  entgegen § 21 Abs. 2 Sicherheitseinrichtungen nicht 
in regelmäßigen Zeitabständen auf ihre Funktions-
fähigkeit prüft.

12.  entgegen §  21 Abs.  3 die Prüfung der Funktionsfä-
higkeit der Bildaufzeichnungen sowie der Alarmie-
rungsmöglichkeiten nicht dokumentiert.

13.  entgegen § 22 Abs. 1 nicht dafür sorgt, dass Mängel 
oder Störungen an Sicherheitseinrichtungen unver-
züglich beseitigt werden.

VII 
Außerkraftsetzung und Übergangsbestimmungen

§ 24 
Außerkraftsetzung von Unfallverhütungsvorschriften

Die Unfallverhütungsvorschrift Kassen (DGUV Vor-
schrift 26) vom November 1987 in der Fassung vom Ja-
nuar 1997 wird außer Kraft gesetzt.

§ 25 
Übergangsbestimmungen

Für die vom Geltungsbereich nach § 1 Absatz 1 Buchsta-
ben c. und d. dieser Vorschrift erfassten Unternehmen, 
deren Betriebsstätten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Vorschrift bereits errichtet waren oder mit deren 
Errichtung vor diesem Zeitpunkt bereits begonnen wor-
den war, fi nden

1.  § 5 Absatz 2 und 3, 

2.  § 12 Absatz 2 und 3,

3.  § 14 Absatz 2 und

4.  §  18, soweit darin die entsprechende Geltung der in 
Nummern 1 bis 4 genannten Paragrafen angeordnet 
ist, 

erst ab dem 01.10.2023 Anwendung, wenn die darin ver-
langten Anforderungen umfangreiche Änderungen der 
Betriebsstätte, ihrer Einrichtungen, der Arbeitsverfah-
ren oder Arbeitsabläufe erforderlich machen. Soweit 
diese Betriebsstätten oder ihre Einrichtungen vor die-
sem Zeitpunkt wesentlich erweitert oder umgebaut 
oder die Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe wesent-
lich umgestaltet werden, hat der Unternehmer ab die-
sem Zeitpunkt die Anforderungen aus den Nummern 1 
bis 4 zu erfüllen.

VIII 
Inkrafttreten

§ 26 
Inkrafttreten

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 1.10.2021 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. Juni 2021

Ralf  P a g e n k o p f

Vorsitzender der Vertreterversammlung

Genehmigung 

Die Unfallverhütungsvorschrift „Überfallprävention“ 
(DGUV Vorschrift 25) wird genehmigt.

Düsseldorf, den 31. August 2021

Az. III A 1-91.01.08

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

R.  W i n k l e r

– GV. NRW. 2021 S. 1106

2022

Satzung
zur Änderung der Hauptsatzung

des Landschaftsverbandes Rheinland
Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland

vom 03. September 2021

Die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des Land-
schaftsverbandes Rheinland ist im Internet unter www.
bekanntmachungen.lvr.de öffentlich bekannt gemacht 
worden.

Köln, den 03. September 2021

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– GV. NRW. 2021 S. 1109



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 70 vom 28. September 20211110

Einzelpreis dieser Nummer 3,10 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 38,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 77,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schrift licher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen 

 möglichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten 
 vorzubeugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern NRW, Friedrichstr. 62 – 80, 40217 Düsseldorf.
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach
ISSN 0177-5359


